
Synopse

Neben dem Bürgerbegutachtungsverfahren wurden nachstehende Stellen zur Abgabe 

einer Stellungnahme im Rahmen des Begutachtungsverfahrens eingeladen:

1. Bundeskanzleramt – Verfassungsdienst

2. Verband der NÖ Gemeindevertreter der ÖVP

3. Verband Sozialdemokratischer Gemeindevertreter in NÖ

4. Verband Freiheitlicher und Unabhängiger Gemeindevertreter Niederösterreichs

5. Österreichischer Städtebund, Landesgruppe NÖ

6. Abteilung Landesamtsdirektion-Verfassungsdienst

7. NÖ Landes-Landwirtschaftskammer

8. Wirtschaftskammer für NÖ

9. Kammer für Arbeiter und Angestellte für NÖ

10.Volksanwaltschaft

11.Arbeitsgemeinschaft der Stadtamtsdirektoren

12.Landesverband leitender Gemeindebediensteter

Ferner wurde der Gesetzesentwurf dem NÖ Landtagsklub der Österreichischen 

Volkspartei, dem Klub der Sozialdemokratischen Landtagsabgeordneten Nieder-

österreichs und dem Klub der Freiheitlichen Landtagsabgeordneten zur Kenntnis 

übermittelt.

Von den zur Abgabe einer Stellungnahme eingeladenen Stellen hat das Bundes-

ministerium für Inneres mitgeteilt, dass der Entwurf zu inhaltlichen Bemerkungen keinen 

Anlass gibt.

Die Landesamtsdirektion-Verfassungsdienst hat bemerkt, dass im Gesetzestext der Punkt 

nach dem Euro-Symbol entfallen, in den Erläuterungen die Kompetenzgrundlage richtig 

gestellt und auf die Wertgrenzen Bezug genommen werden sollte.
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